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Ohne Kursänderung droht Abbau aller Reserven und Verschuldung 
Dier Regierung legte die Finanzplanung für die Jahre 1992 - 1997 v o r -  Verminderung der Ausgaben und Verbesserung der Einnahmen nötig 

(G. M.) - Die Staatsfinanzen sind der 
Regierung in den Zeiten der Hochkon­
junktur, dies geht aus der Finanzplanung 
1992 bis 1997 hervor, durch eine fiber­
proportional steigende Ausgabenpolitik 
entglitten. Nach der Finanzplanung 
droht, sofern nicht die Bremsen bei den 
Ausgaben angezogen und nach neuen 
Einnahmequellen Ausschau gehalten 
wird, bis zum Ende der Planungsperiode 
ein Abgleiten in einen Verschuldungs-
staat: «Auch bei vollständigem Abbau 
der Fondsreserven verbliebe ein über 
Fremdkapital zu finanzierender Fehlbe­
trag von 58 Millionen franken.» Dabei 
sind in der Investitionsplanung noch 
eine Reihe von Projekten ausgespart, 
wie die Regierung vor kurzem in einer 
Interpellationsbeantwortung gegenüber 
dem Landtag ausführte, von denen aber 
schon seit geraumer Zeit gesprochen 
wird. 

Die Zeichen für die Finanzpolitik des 
Fürstentums Liechtenstein stehen für 
die nächsten Jahre nicht gut. Zur  deutli­
chen Abschwächung des Einnahmen-
Überhangs im laufenden Staatshaushalt, 
der durch den unterschiedlichen Wachs­
tumsverlauf von Ausgaben und Einnah­
men hervorgerufen wird, prognostiziert 
die Finanzplanung für den Planungszeit­
raum ein steigendes Investitionsvolu­
men. 

Als Folge dieser absehbaren Ent­
wicklung übertreffen die laufenden und 
investiven Gesamtausgaben die zuflies-
senden Einnahmen, womit die Deckung 
nicht mehr nach den bishe'rigeir Vorstel­
lungen erfolgen kann. Während der Vor­
anschlag 1993 dank besonderer Einnah­
men und wesentlichen Kürzungen noch 
auf einem Ausgabenüberschuss von 20,5 
Millionen Franken reduziert werden 
konnte, hält die Regierung in ihrem Be­
richt an den Landtag fest, verdoppeln 
sich die Mehrausgaben im Jahre 1994 auf 
rund 42,3 Millionen Franken mit steigen­
der Tendenz bis auf rund 55 Millionen 
Franken am Ende der Planungsperiode. 

Einsparungen oder Verschuldung? 
Der Ausgabenüberschuss der Pla­

nungsjahre 1993 bis 1997 belaufen sich 
nach den Daten des Finanzplanes auf ge­
samthaft auf 209 Millionen Franken 
oder auf rund 41,9 Millionen Franken 
pro Jahr. Mehrausgaben in dieser Grös-
senordnung könnten, unterstreicht der 
Bericht zur Finanzplanung, nicht mehr 
aus den vorhandenen Reserven gedeckt 
werden. Nach Ablauf des Rechnungs­
jahres 1991 wiesen die gesamten Reser­
ven einen Stand von 151,7 Millionen 
Franken auf, womit auch bei einem voll­
ständigen Abbau der Fondsreserven ein 
Fehlbetrag von 58 Millionen verbliebe, 
der über Fremdmittel abgedeckt werden 
müsste. Die Finanzplanung bildet nach 
Angaben der Regierung «ein mit vielen 
Unsicherheiten behaftetes Orientie­

rungsmittel, um rechtzeitig Massnahmen 
gegen unerwünschte Entwicklungsten­
denzen einleiten zu können. Die Regie­
rung verweist in diesem Zusammenhang 
auf den Abbau von Leistungsverpflich­
tungen, auf die Erschliessung neuer Er­
tragsquellen sowie auf die Neuordnung 
von Investitionsprogrammen. 

Regierung prüft 
Sanierungsmöglichkeiten 

Im Gegensatz zu den bisherigen Äus­
serungen' der Regierung, dass der Fi­
nanzhaushalt des Staates vergleichswei­
se eine gesunde Struktur aufweise, ste­
hen die Äusserungen im neuen Finanz­
plan über «Sanierungsmöglichkeiten». 
Die Ausschöpfung des Spielraums durch 
die restriktive Personalpolitik und die 
zurückhaltende Bemessung von Sach­
krediten sowie die Erstreckung der In­
vestitionsprogramme reichen nach An­
gaben der Regierung nicht mehr, um die 
Ausgabenüberschüsse «auf ein vertret­
bares Mass zu reduzieren». In der herr­
schenden angespannten Finanzsituation 
sind nach Auffassung der Regierung 
strukturelle Verbesserungen des Staats­

haushalts durch Entlastungen auf der 
Ausgabenseite nötig, die durch die Be­
willigung von Mehreinnahmen eine an­
gemessene Ergänzung finden sollten. 

Konkret schlägt die Regierung für die 
Deckung der Mehrausgaben für die 
kommenden fünf Rechnungsjahre ein 
dreistufiges Modell zur Einsparung bzw. 
Finanzierung vor: 48 Millionen Franken 
soll damit pro Jahr abgedeckt werden, 
wobei je zu einem Drittel Ausgabenver­
minderungen diirch Entlastungen bei 
Subventionen, Mehreinnahmen durch 
Steuererhöhungen und Mittel aus dem 
Investitionsfonds für die Deckung von 
staatseigenen Bauvorhaben vorgesehen 
sind. 

Steuererhöhungen vorgesehen 
Wenn die Regierung ihre finanzpoliti­

schen Zielsetzungen erreichen möchte, 
sind für den nächsten Jahre Steuerer­
höhungen unumgänglich. Aber auch die 
Verminderung der laufenden Ausgaben 
im Bereich der Subventionen und Bei­
tragsleistungen wird die Bevölkerung zu 
spüren bekommen. Vorgesehen hat die 
Regierung die Erhöhung der Arbeitge­
ber- und Arbeitnehmerbeiträge für die 

Invalidenversicherung, die Aufhebung 
der Subvention für den Ausbau der Ab­
wasserentsorgungsanlagen im Ortsbe­
reich und Abwasserreinigungsanlagen 
von Zweckverbänden, die Verminde­
rung der Subventionen für - die 
Milchwirtschaft, die Aufhebung der Ein­
zugsprovision an die Gemeinden für die 
Einhebung der Landessteuer sowie ver­
schiedene andere Subventionsverminde­
rungen. Ferner prüft die Regierung die 
grundsätzliche Neuregelung des Finanz­
ausgleichs zwischen Staat und Gemein­
den sowie die Privatisierung verschiede­
ner Aufgaben, die jedoch in der Finanz­
planung nicht näher erläutert werden. 

Die vorgesehenen Steuererhöhungen 
sollen die Staatskasse um 16 Mio. Fr. be­
reichern. Die Regierung stellt sich eine 
Anpassung der Motorfahrzeugsteuer um 
rund 20 Prozent sowie eine stufenweise 
Wiedereinführung des bis 1984 gelten­
den Steuersatzes von 0,7 Prozent vor. 
Den grössten Einnahmenzustupf erwar­
tet die Regierung jedoch durch die Er­
höhung der Mindestansätze für die be­
sondere Gesellschaftssteuer der Sitz-
und Holdinggesellschaften von derzeit 
1000 auf 1200 Franken pro Jahr. 

FBP-Schellenberg nominierte Carl Kaiser 
Eine bewährte Kraft geht ß r  die FBP-Ortsgruppe Schellenberg in das Rennen um die Landtagsmehrheit 

Die FBP-Ortsgruppe Schellenberg greift bei der Nomination für die Landtagswahlen a u f  eine bewährte Kraft zurück. A m  Sonn­
tag abend wurde erneut Carl Kaiser, der sich im Landtag vor allem in Wirtschäfts- und Sozialfragen hervorgetan hat, für  die kom­
mende Legislaturperiode nominiert. Unser Bild zeigt ihn zusammen mi t  Markus Büchel, dem FBP-Kandidaten fiir das A m t  des 
Regierungschefs. Über die Nominationsversammlung werden wir in der kommenden Ausgabe berichten. (Bild: Beat Schürte) 

Konjunkturstudie der Konjunkturforschungsstelle der ETH 
Zürich (spk) Fast die Hälfte der 

Schweizer Industriebetriebe erwartet 
vom EWR-Beitritt einen positiven Ein-
fluss auf Produktion und Investitionen. 
Das ergab eine repräsentative Umfrage 
der Konjunkturforschungsstelle (KOF) 
der ETH in Zürich. 

Nur ein geringer Prozentsatz der 
schweizerischen Industrieunternehmen 
befürchtet negative Auswirkungen. Die 
insgesamt hohe Erwartungshaltung be­
züglich Investitionen deutet laut KOF 
darauf hin, dass eine Teilnahme am eu­
ropäischen Binnenmarkt den Industrie­
standort Schweiz längerfristig begün­
stigt. Zwischen den verschiedenen Re­
gionen sind laut Umfrage nur geringe 
Unterschiede feststellbar. Firmen in der 
Westschweiz und im Tessin rechnen mit 
leicht höheren Investitionseffekte und 
sind von den vorteilhaften Langzeitwir­

kungen eines EWR-Beitritts überzeug­
ter als Unternehmen in der Deutsch-
schweiz, 

Grössere Firmen mit 200 und mehr 
Beschäftigten setzen höhere Erwartun­
gen in die Marktöffnung als Kleinbetrie­
be mit weniger als 50 Beschäftigten. 

Dies schlägt sich auch in der Betrach­
tung einzelner Branchen nieder. Che­
mie, Maschinen, Metall und Textil zei­
gen sich gegenüber dem EWR überwie­
gend zuversichtlich. Skeptiker, die nega­
tive EWRcAuswirkungen befürchten, 
gibt es mit Ausnahme der Schweizer Uh­
renindustrie, die kaum europäische Kon­
kurrenz hat, allerdings in allen Bran­
chen. Die Erkenntnisse der bundesrätli­
chen Hauser-Studie entsprechen weitge­
hend dieser Brancheneinstufung, so die 
KOF. 

Stab im EVEDund neue Abteilung im Bundesamt für  Verkehr 
Bern (AP) Mit einer doppelten Kon­

trolle soll dafür gesorgt weirden, dass die 
NE AT finanziell, technisch und zeitlich 
nicht entgleist. Der Bundesrat hat am 
Montag im Generalsekretariat des 
EYED einen Stab für Kontrolle und Ko­
ordination ins Leben gerufen und im 
Bundesatnt für Verkehr eine Abteilung 
Grossprojekte geschaffen. 

Der unabhängige Stab soll dafür sor­
gen, dass Risiken und Probleme bei der 
Realisierung der auf 15 Milliarden Fran­
ken budgetierten Neuen Eisenbahn-Al­
pentransversale (NEAT) frühzeitig er­
kannt und rechtzeitig Gegenmässnah-
men eingeleitet werden. Präsident und 
Mitglieder werden vom Bundesrat ge­
wählt. Der Präsident übernimmt eine 
Teilzeitstelle, die übrigen Mitglieder sind 
nebenamtlich tätig. Ihnen wird ein stän­
diges Sekretariat zur Verfügung stehen. 

Der Kontrollstab untersteht direkt dem 
Chef d e s '  Eidgenössischen Verkehrs­
und Energiewirtschaftsdepartementes 
(EVED) und ist von der übrigen Verwal­
tung unabhängig. Er  hat für eine überge­
ordnete Sicht zu sorgen, kann sämtliche 
Dossiers, Kostenschätzungen und Bau­
projekte einsehen sowie das Controlling 
von SBB, BLS und des Bundesamtes für 
Verkehr nachprüfen. 

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) 
vertritt die Interessen des Bundes als 
NEAT-EigentUmer, setzt die Entscheide 
von Bundesrat und Departement ge­
genüber den Bahnen durch und beauf­
sichtigt das Projekt in bezug auf die Ko­
sten, Zeit, Leistung und Risiken. Die 
neue Abteilung kann Fachpersonal und 
Spezialwissen aus anderen Abteilungen 
beiziehen. Vorgesehen ist ein Bestand 
von fünf bis sieben Mitarbeitern. 

KOMMENTAR 
Bedenklich tief, in welch trüben Ge­

wässern die VU gegen die offenbar auf 
allzu strammem Kurs segelnde FBP zu fi­
schen versucht: Da mtisste sich am Sams­
tag der «Vaterland»-Chefredaktor doch 
tatsächlich eines angeblichen Stamm­
tisch-Gesprächs (!) bedienen, um in sei­
nem Leitartikel gegen die FBP zu wet­
tern. Die Vermutung liegt sehr nahe, dass 
der, «der da dies an einem Vaduzer 
Stammtisch verlauten liess», der graiien 
Phantasie des Herrn Chefredaktor Hoch 
entsprungen ist. 

Anonyme Briefe mit Unterstellungen 
sind die eine Sache. Dass aber eine Lan­
deszeitung so tief gesunken ist, dass sie 
sich anonymer Unterstellungen bedienen 
muss, um au f  Stimmungsmache gegen ei­
nen politischen Gegner zu gehen, ist eine 
andere ganz bedenkliche Sache. Die FBP 
hält auf  jeden Fall von beiderlei Vorge-

Wahlkampf-Stil 
hensweisen keinen Deut und so wird sich 
auch das «Volksblatt» nicht herablassen, 
anonyme Gerüchte und Unterstellungen 
zu verwenden. Das ist eine Frage der 
Sachlichkeit und des Stils. 

Bereits am Freitag wusste Herr Hoch in 
seinem Blatt von «Schwierigkeiten in der 
FBP» zu berichten, weil sie sage und 
schreibe einen ganzen Monat länger f ü r  
die Kandidatensuche in Anspruch nehme 
als die VU. Auch hier musste sich der 
Herr Hoch anonymer Quellen bedienen: 
So wollte er von «unter der Hand» in Er­
fahrunggebrachthaben, in der FBP gäbe 
es «Unstabilität im Kurs», «innerparteili­
che Flügelkämpfe»,« Windfahnenpolitik » 
und «eine immer wieder in Frage gestellte 
Führung». Ja wenn das so ist: Warum hat 
denn die V U  vor so einer geringeinzu­
schätzenden Partei Angst? 

Es wäre übrigens ein Irrtum, anzuneh­
men, der «Vaterland»-Chefredaktor ver­
trete mit seinem Stil nicht die offizielle 
VU-Linie. Dass seitens der VU-Führung 
gezielt mit Unterstellungen Stimmungs­
mache versucht wird, belegt die Aussage 
eines Reinhard Walser vor der VU-Ver-
sammlung in Schaan, wo er polterte: «Al­
ternativen zur VU gebe es keine, denn die 
FBP wirke unstabil und innerparteilich in 
verschiedene Gruppen aufgeschlüsselt». 
(Vaterland, 12. November 1992). Ob dies 
dem Herrn Walser, der sich übrigens mit 
solchen Argumenten fiir ein Regierungs-
rat-Mandat empfiehlt, auch wieder jener 
bereits zitierte «Stammtischler» geflüstert 
hat? 

Nun, die Alternative zur VU-Mann-
schaft wird am FBP-Nominations- Par­
teitag Mitte Dezember der Öffentlichkeit 
vorgestellt. Dabei geht es allerdings nicht 
darum, der VU-Mannschaft nur «Gleich­
wertiges» entgegenzustellen, wie der «Va­
terland »-Chef redaktor bescheiden meint 
(Vaterland, 27. November 1992). Viel­
mehr wird die Qualität der FBP-Mann-
schaft durch den ganzen Monat, den sich 
die Bürgerpartei bei der Kandidatensu­
che zum Missfallen des «Vaterland »-
Chefredaktors ausbedungen hat, Früchte 
zeigen. 

Aufbauend a u f  die Arbeit seines uner­
müdlichen Vorgängers Mane Vogt kann 
FBP-Präsident Hansjörg Marxer mit der 
Bürgerpartei dank einvernehmlicher Ar­
beit au f  allen Ebenen mit Zuversicht in 
den Landtags-Wahlkampf gehen. Ob die 
FBP mit ihrem unverbrauchten integren 
Regierungschef-Kandidaten Markus Bü­
chel anfangs Februar nicht tatsächlich 
eine Alternative zur derzeitigen Mehr­
heitspartei ist, dieses Urteil iiberlässt zu­
mindest die Bürgerpartei den mündigen 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern. 

(Martin Frommelt) 

Kurzarbeit 
weiter gestiegen 

Bern (AP) Erwartungsgemäss hat sich 
die Kurzarbeit im Oktober stärker aus­
geweitet. Ende Monat waren 33083 Ar­
beitnehmer in 1882 Betrieben von 
zwangsweise verkürzten Arbeitszeiten 
betroffen, 4235 Arbeitnehmer und 246 
Betriebe mehr als ein Monat zuvor. 


